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Die falsche Klage
Ines Wallrodt über regionale Unterschiede in der Kinderbetreuung

Mancherorts muss ein Zweijähriger mit sechs anderen Kindern um die
Aufmerksamkeit der Erzieherin kämpfen, anderswo nur mit zweien. Das ist
nicht gerecht, doch nicht gerecht behandelt fühlen sich einige ostdeutsche
Bundesländer. Denn der Betreuungsschlüssel sage nichts über das Ausbil-
dungsniveau der Beschäftigten, und das sei in Mecklenburg-Vorpommern
viel höher als in manch besser abschneidendem westdeutschen Bundes-
land. Der bessere Betreuungsschlüssel ist in der Tat so billig zu haben. Das
ändert aber nichts daran, dass die Gruppengrößen entscheidend sind.
Selbst die bestausgebildete Erzieherin kann nicht zehn Kindern zugleich
ihre Aufmerksamkeit schenken.
Die Ostdeutschen singen das falsche Klagelied. Zu beklagen ist vielmehr,

dass es bis heute kein Bundesgesetz gibt, das Ausbildungsniveau, aber auch
Gruppengrößen definiert. Somit kann sich Baden-Württemberg leicht mit
dem Spitzentitel Kitaqualität schmücken. Beklagenswert ist, dass der Bund
seine Haushaltsüberschüsse nur im Ausnahmefall in die Bildung stecken
darf. Denn die ist ja irrsinnigerweise Ländersache. Beklagenswert ist, dass
ein wichtiger Beruf so beschämend schlecht bezahlt wird, dass ihn zu we-
nige Menschen ausüben wollen. Dieses Klagelied ist durchaus bekannt.
Doch geht es um rote Linien für Regierungskoalitionen, ist es vergessen.

Was seine Leute hören wollen
Sebastian Weiermann über Alexander Gaulands kalkulierte Hetze

Alexander Gauland möchte die stellvertretende SPD-Vorsitzende und Inte-
gationsbeauftragte der Bundesregierung »in Anatolien entsorgen«. Diese
Wortwahl ist sicherlich kein Zufall oder Ausrutscher. Gauland ist ein Politik-
Profi und seit Jahrzehnten aktiv. Vor seinem AfD-Engagement war er in der
CDU und leitete die hessische Staatskanzlei. Es ist also anzunehmen, dass
der Mann sich ausdrücken kann und um die mediale Wirkung von Worten
weiß. Allerdings weiß Gauland auch, welche Worte im Stammland von
Björn Höcke, der eine geschichtspolitische Wende um 180 Grad forderte,
gut ankommen. Dass die AfD, nicht nur in Thüringen, aber dort besonders,
Menschen rekrutiert, die ohne Umschweife als Faschisten bezeichnet wer-
den können, ist längst kein Geheimnis mehr.
Aussagen wie die aktuelle von Gauland verfolgen drei Ziele: 1. Über-

zeugte Rechtsextreme sollen in ihrer Sympathie für die AfD bestärkt wer-
den. 2. Die Partei inszeniert sich weiter als Tabubrecher gegen den herbei-
halluzinierten linken Konsens. 3. Medien sollen auf die Tabubrüche an-
springen und der Partei so Aufmerksamkeit bescheren. Gauland ist dies
wieder einmal gelungen. Dass sich die AfD so offen als rechtsextreme Verei-
nigung präsentiert, dürfte weder Gauland noch die anderen Funktionäre
oder ihre Wähler stören.

Repressiver Ansatz scheitert
Sebastian Bähr über die kurzsichtige Flüchtlingspolitik der EU

Der Großteil der italienischen Politiker dürfte sich freuen: Im Vergleich
zum Vorjahr haben diesen Monat 90 Prozent weniger Flüchtlinge die sizili-
anische Küste erreicht. Die zentrale Mittelmeerroute ist so gut wie dicht.
Die derzeitige Strategie von Rom und Brüssel wird langfristig jedoch nicht
aufgehen. Die Kriminalisierung der Seenotretter und die Aufrüstung der
kriminellen libyschen Milizen mögen kurzfristig die aktuelle Hauptflucht-
route über das Mittelmeer schließen. Auch die Einrichtung von Auffangla-
gern in afrikanischen Transitländern kann vielleicht für einen Moment die
Anzahl der in Europa ankommenden Migranten senken.
Solange sich jedoch die Konflikte in Teilen des globalen Südens ver-

schärfen; solange Klimawandel, Terror, Krieg und Armut den Menschen
ihre Perspektive rauben, werden diese sich weiter auf die Suche nach ei-
nem besseren Leben begeben. Repression kann das auf Dauer nicht ver-
hindern, sondern nur die Anzahl der Opfer erhöhen. Die Folge der Ab-
schottung ist eine Verlagerung zu noch gefährlicheren Routen. Nach Grie-
chenland und Italien trägt dann einfach ein anderes EU-Land die Lasten, da
es auf die Solidarität der Union nicht zählen kann. Solange nicht wirklich
Fluchtursachen bekämpft werden und legale Einreisemöglichkeiten beste-
hen, nimmt dieser verheerende Kreislauf kein Ende.

PERSONALIE

Wolfskandidat
Von Andreas Fritsche

Er fordert Obergrenzen für den
Wolf. Das ist sein Thema. Mario
Borchert aus Damelack, 46 Jahre
alt, Unternehmensberater, Jäger,
Gemeindevertreter der Feuer-
wehr und Familienvater. Er tritt
bei der Bundestagswahl am 24.
September als unabhängiger Di-
rektkandidat im nordwestbran-
denburgischen Bundestagswahl-
kreis 56 an. Seine Mitbewerber
dort sind die Bundestagsabgeord-
neten Kirsten Tackmann (LINKE),
Dagmar Ziegler (SPD) und Se-
bastian Steinicke (CDU). Gegen
die hat er realistisch betrachtet
keine Chance. Nur bei der Bun-
destagswahl 1949 hatten es drei
Unabhängige ins Parlament ge-
schafft. Danach ist es nie wieder
einem Unabhängigen gelungen,
einen Wahlkreis zu gewinnen.
Borchert weiß das und kandi-

diert trotzdem, um seinen Forde-
rungen zum Umgang mit dem
Wolf Aufmerksamkeit zu ver-
schaffen. Natürlich hätte er auch
versuchen können, den Ärzte-
mangel auf dem Lande zu seinem
Wahlkampfschlager zu machen.
Das sei auch ein Problem und er
würde im Bundestag auf eine Lö-
sung dringen, verspricht Bor-
chert. Das Thema Wolf griff der
Jäger heraus, weil das Raubtier
derart die Gemüter erhitze, »dass
eine sachgerechte Bearbeitung
dringend geboten ist«.
Bauern stehen Existenzängste

aus, weil Wölfe immer wieder
Schafe und Kälber reißen und es

bei den Entschädigungszahlun-
gen klemmt. Noch einmal aus-
rotten will Borchert den Wolf in
Brandenburg keinesfalls. Seiner
Ansicht nach müssen die Bestän-
de aber reguliert werden. Dazu
wäre das unter Schutz stehende
Tier schon einmal ins Jagdrecht
aufzunehmen, aktuell noch mit
ganzjähriger Schonzeit. Parallel
wäre durch Wildbiologen wissen-
schaftlich zu klären, ob und wo
sich die Population inzwischen so
entwickelt hat, dass der Wolf dort
nicht mehr vom Aussterben be-
droht ist. Hier wären dann Ex-
emplare zu entnehmen, das heißt:
abzuschießen oder umzusiedeln.
Forderungen, Wölfe sofort abzu-
knallen, hält Borchert für popu-
listisch. Sie seien rechtlich nicht
durchführbar, betont er. Der un-
abhängige Kandidat präsentiert
sich als Stimme der Vernunft.

Bundestagskandidat Mario Bor-
chert hat nur ein Thema: den Wolf.
Foto: Stefan Abtmeyer/marioborchert.de
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Es geht um 25 Cent
Flaschensammler werden uns noch lange begleiten, ist sich Katharina Schwirkus sicher

Wenngleich es Rentnerinnen gibt,
die Flaschensammeln als lukrative
Alternative zum Stricken sehen, geht
es ihnen letztlich nicht um einen
netten Zeitvertreib an der frischen
Luft. Es geht ihnen auch nicht da-
rum, sich für die Umwelt zu enga-
gieren, obgleich sie diese mit ihrer
Tätigkeit sauber halten. Die einfa-
che, für jeden sichtbare Wahrheit ist:
Es geht ihnen um 25 Cent.
Auf der Suche nach acht, 15 oder

25 Cent sind RenterInnen nicht al-
leine. Auch Hartz-IV-Empfänger und
Obdachlose sammeln Flaschen. Viele
Sammler haben keinen oder nur ei-
nen sehr begrenzten Anspruch auf
sozialstaatliche Leistungen in
Deutschland. Nach einer Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts von
2015 haben beispielsweise EU-Bür-
ger nur dann Anspruch auf sozial-
staatliche Leistungen, wenn sie nicht
länger als sechs Monate arbeitssu-
chend sind und zuvor schon ein Jahr
in Deutschland gearbeitet haben. De
facto bedeutet das: Wer aus anderen
EU-Ländern nach Deutschland
kommt, hier arbeitet und erwerbslos
wird, bekommt nach sechs Monaten
keine Leistungen mehr.
Wer keinen deutschen Pass hat

und kürzer als ein Jahr erwerbstätig
war, bekommt nach den neuen Re-
gelungen des XII. Sozialgesetzbu-
ches, die Ende letzten Jahres verab-
schiedet wurden, grundsätzlich keine
Leistungen. Solche Personen erhal-
ten lediglich Übergangsgeld für vier
Wochen und eine Rückkehrbeihilfe,
sofern sie sich wieder auf den Weg in
ihr Heimatland machen möchten.
Die Botschaft dieser von der Großen
Koalition vorangetriebenen Gesetze
ist klar: Armut ist nicht unser Prob-
lem.
Doch die Wahrheit ist: Die Armut

in Deutschland ist hausgemacht. Die
Agenda 2010 war der Anfang vom

Ende. Seither sind sozialstaatliche
Leistungen immer weiter einge-
dämmt worden. Sicher: Die Arbeits-
losigkeit ist seit den Reformen stark
zurückgegangen. Nach aktuellen Be-
rechnungen des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung liegt die
jahresdurchschnittliche Arbeitslosig-
keit für 2017 bei voraussichtlich 2,5
Millionen. Im Vergleich zu 2005 be-

deutet das beinahe eine Halbierung.
Damals gab es noch knapp fünf Mil-
lionen Arbeitslose.
Gleichzeitig steigt die Zahl der

Menschen, die Grundsicherung be-
ziehen müssen, kontinuierlich an. So
waren im März 2017 nach Zahlen
des Statistischen Bundesamtes
43 269 Menschen mehr auf Leistun-
gen nach dem XII. Sozialgesetzbuch
angewiesen als noch zwei Jahre zu-
vor. Da zunehmend Menschen im
Alter auf Grundsicherung angewie-
sen sind, ist klar, dass etwas syste-
matisch schief läuft. Diese System-
fehler wurden jedoch durch das
Rentenpaket 2014 nicht behoben.
Auch die neuen Rentensätze, die im
März dieses Jahres bekannt wurden,
waren für die Bezieher ernüchternd.
Angesichts des Preisauftriebs bei
Strom- oder Heizölkosten fühlen sich

die laschen Rentenerhöhungen von
1,9 Prozent im Westen und 3,59
Prozent im Osten für die Betroffenen
an wie eine Nullrunde. Ärgern allei-
ne bringt aber nichts: RentnerInnen
müssen mittlerweile aktiv werden,
um ihre finanziellen Engpässe aus-
zugleichen. Also machen sie mit
beim Geschäft der Armen und sam-
meln Flaschen. Wie den anderen
SammlerInnen ist ihnen dafür kein
Weg zu schade. Manche gehen sogar
ins Internet, um herauszufinden, wo
sie Flaschen von Privatpersonen ab-
holen können.
Die Agenda 2010 wurde von einer

rot-grünen Regierung angestoßen,
doch man darf auch nicht vergessen,
wer danach regierte. Die CDU war
seither immer an der Macht. Sie hat
es auf vielen Ebenen verstanden, so-
zialstaatliche Leistungen einzu-
schränken und sich dennoch mit So-
zialpolitik zu brüsten. In der amtie-
renden Großen Koalition ist die SPD
bei wichtigen Themen eingeknickt.
Ein gutes Beispiel ist der Mindest-
lohn, denn es gibt zu viele Ausnah-
men von der Regel.
Letztendlich ist es die Bevölke-

rung eines Landes, die eine verfehlte
Sozialpolitik ausbaden muss. Aus
Wut auf die Verhältnisse ist so
manch Rentner in Westdeutschland
verlockt, auf seine alten Tage Kom-
munist zu werden. Andere überlegen
ernsthaft, bei der Bundestagswahl
der FDP oder gar AfD die Stimme zu
geben. Andererseits haben viele der
Betroffenen gar keine Wahl. Wer
keinen deutschen Pass hat, kann sich
politisch schlecht einbringen. Viele
Menschen, die hier arbeiten und le-
ben, können bei der Bundestagswahl
kein Kreuz machen. Selbst wenn sie
es könnten: Dass uns die Flaschen-
sammler als Ausdruck der Krise des
Sozialstaates erhalten bleiben, ist so
sicher wie das Amen in der Kirche.

Katharina Schwirkus ist
Redakteurin im Berlin-Ressort
von »neues deutschland«.
Foto: nd/Anja Märtin

Zeichnung: Rainer Hachfeld
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Dieser Krieg ist nicht zu
gewinnen

Zu »Trump will am Hindukusch
Terroristen töten«, 23.8., S. 1
Wann endlich begreifen USA-Prä-
sident Trump – der entgegen allen
Wahlversprechungen die USA-
Truppen nicht aus Afghanistan ab-
zieht, sondern sogar noch verstär-
ken will –, aber auch die beteiligten
Länder, unter ihnen die BRD-Re-
gierung, dass dieser Krieg nicht zu
gewinnen ist? Das bewies in der
Vergangenheit nicht nur der Rück-
zug der sowjetischen Truppen,
sondern auch der nun 16 Jahre an-
haltende erfolglose Krieg.
Die militärische Lage, Korrupti-

on und Rauschgifthandel und be-
sonders die Bedingungen für die
Zivilbevölkerung haben sich in den
letzten Jahren deutlich verschlech-
tert. Hinzu kommen die großen fi-
nanziellen Belastungen der teil-
nehmenden Länder, die allein in
der Bundesrepublik weit mehr als
zehn Milliarden Euro betragen. An
Stelle von Truppenverstärkungen
sind endlich ernsthafte Friedens-
verhandlungen mit allen Beteilig-
ten geboten.
Gisela Koch, Eberswalde

Demagogische Äußerungen

Zu »›Braunkohleabbau ist eine Form
von Gewalt‹«, 24
.8., S. 2
Vielen Dank an Friederike Meier
für hartnäckiges Nachfragen in ih-
rem Interview mit einer Vertreterin
der Gruppe »Zucker im Tank«. So
wird offensichtlich, dass es dieser
Organisation darum geht, krimi-
nelles Handeln zu relativieren und
ihm ein angeblich linkes Mäntel-
chen umzuhängen. Ich hoffe, dass
LINKE solchen demagogischen Äu-
ßerungen nicht auf den Leim ge-
hen. Mein Respekt gilt all jenen,
die mit friedlichen und demokrati-
schen Mitteln gegen die Weiter-
führung des Braunkohleabbaus
demonstrieren.

Dieses Thema ist am Rhein
wichtig, aber auch in der Lausitz.
Kürzlich erhielt ich einen Aufruf
von »campact«, in E-Mails die Spit-
zenvertreter der LINKEN aufzufor-
dern, sich gegen einen bevorste-
henden Versuch von Politikern der
LINKEN und der SPD in Branden-
burg zu wenden, Klimaziele abzu-
senken. Hier wünsche ich mir Hin-
tergrundinformationen und ge-
nauso intensives Nachfragen.
Ja, der Kohleausstieg muss sozi-

al gerecht abgefedert werden,
wenn er aber auf den Sankt-Nim-
merleins-Tag verschoben wird,
müssen wir alle einen höheren
Preis dafür bezahlen.
Bernd Friedrich, Leipzig

Vor allem müssen die
Mindestlöhne erhöht werden

Zu »Niedriglohn verdirbt die Rente«
und »Linke Parteien für Bürgerver-
sicherung«, 24.8., S. 5
SPD, Grüne und LINKE wollen die
gesetzliche Rente mit Steuermitteln
stärken. Alles gut und schön, was
die »linken Parteien« in ihren Bun-
destagswahlprogrammen an un-
terschiedlichen Vorstellungen zur
Verhinderung von Altersarmut
präsentieren.
Meines Erachtens ist dabei aber

das Entscheidende, was die Studie
des DGB Sachsen-Anhalt in den
Mittelpunkt stellt: Niedriglöhne
verderben die Rente! Deshalb sollte
der Kampf in erster Linie um eine
Erhöhung der Mindestlöhne geführt
werden. Am weitesten gehen hier
die Vorstellungen der LINKEN. Da
aber das Durchsetzungsvermögen
der Linksfraktion auch im nächsten
Bundestag eingeschränkt bleiben
wird, werden auch die realistischen
Ziele der LINKEN vorläufig leider
nur Illusion bleiben.
Dieter Lämpe, Hoppegarten

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.
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